
ÜBERWALD14
Samstag

16. JULI 2011OZ

K Bürger sollen vor Entscheidungen
zu erneuerbaren Energien informiert
werden.

K Bei Energieprojekten sollen Bürger
mitwirken (Bürgergenossenschaft).

K Ergebnisse für Nahwärmenetz,
Blockheizkraftwerke und Solarener-
gie sollen noch 2011 vorgelegt wer-
den.

K Eine Biogasanlage soll unter öko-
logischen Bedingungen (beispiels-
weise kein Maisanbau für Energieer-
zeugung) realisiert werden.

K Beim Thema Windenergie soll die
Gemeinde die Bürger in der Pla-
nungsphase mit einbeziehen und
deren Beteiligung (Genossenschaf-
ten) unterstützen.

Grüne Anträge im Überblick

Erneuerbare Energien: Gemeinsame Initiative von CDU, SPD, AKB, FW und FDP soll als Leitfaden für die Gemeinde Wald-Michelbach dienen / Atomausstieg: Kommunen müssen ihren Beitrag leisten

Sonne, Wind und
Biogas als Alternativen
Von unserem Redaktionsmitglied

Stefan Jünger

WALD-MICHELBACH. Die Gemeinde
Wald-Michelbach will die Nutzung
von erneuerbaren Energien intensi-
vieren. Dazu lagen in der jüngsten
Gemeindevertretersitzung gleich
zwei Initiativen vor: zum einen ein
gemeinsamer Antrag der Fraktionen
von CDU, SPD, AKB und FW sowie
des FDP-Vertreters Gerhard Mol-
zahn, zum anderen mehrere Anträ-
ge des Vertreters der Bürger für
Wald-Michelbach, Stefan Werner.

„Das ist revolutionär“, um-
schreibt die SPD-Vorsitzende Lucia
Schubert die Tatsache, dass erst-
mals fünf Parteien und Wählergrup-
pen gemeinsam einen so weitrei-
chenden Antrag auf den Weg ge-
bracht haben. Ausgearbeitet wurde
der sechs Themenfelder umfassen-
de Grundsatzbeschluss von Arthur
Knapp (CDU) und Udo Klos (SPD).

Potenzial ermitteln und nutzen
Der unter dem Eindruck der Kata-
strophe von Fukushima gefasste Be-
schluss der Bundesregierung, bis
zum Jahr 2022 stufenweise aus der
Atomenergie aus- und auf eine weit-
gehend regenerative Energieversor-
gung umzusteigen, war der Auslöser
für diese gemeinsame Initiative, wie
Knapp es erläutert. „Wir halten es
für erforderlich, dass auch die Kom-
munen ihren Beitrag dazu leisten“,
erklärt er. Das Ziel sei, das Potenzial
der Erzeugung erneuerbaren Ener-
gien in der Gemeinde zu ermitteln
und dessen Nutzung – soweit es
wirtschaftlich und ökologisch sinn-
voll ist – schrittweise zu realisieren.

Dabei unterstreichen die Betei-
ligten auch, dass in den vergange-

nen Jahren schon viele Projekte auf
dem Feld der erneuerbaren Ener-
gien beziehungsweise der Energie-
einsparung auf den Weg gebracht
worden seien. Als Beispiele werden
die erst jüngst offiziell erfolgte Auf-
nahme in die Charta „Hessen aktiv –
100 Kommunen für den Klima-
schutz“, die Installation von Solar-
und Photovoltaikanlagen und von
Holzheizungen in öffentlichen Ge-
bäuden, aber auch die Energie- und
Bauberatung der Bürger über das
Programm „Aktive Kernbereiche“
angeführt. Folgende Themenfelder
umfasst der Antrag:
K Nahwärmenetz: Schon in Angriff
genommen wurde die Modernisie-
rung des Holzhackschnitzel-Heiz-
werks auf dem ehemaligen Coronet-
Areal. Hier wurde bereits eine Nah-
wärmeleitung zur Eugen-Bach-
mann-Schule und zum Überwald-
Gymnasium verlegt, deren Gebäude
nun mit Wärme versorgt werden
können. Die IGENA soll nun ein
Konzept für den weiteren Ausbau
des Netzes erstellen, den betroffe-
nen Anwohnern soll noch in diesem
Jahr ein Angebot über die An-
schluss- und Wärmekosten unter-
breitet werden. Die Umsetzung soll
im nächsten Jahr erfolgen.
K Blockheizkraftwerke: Die IGENA
soll prüfen, ob der Einsatz dieser
Einrichtung als Ergänzung zum be-
stehenden Holzhackschnitzel-Heiz-
werk wirtschaftlich sinnvoll ist.
K Sonnenenergie: Auf dem ehema-
ligen Coronet-Gelände sind Fabrik-
gebäude mit großen Dachflächen
vorhanden, die sich für die Nutzung
von Sonnenenergie eignen könnten.
Die IGENA soll deshalb auch hier
prüfen, welche dieser Flächen sich
für eine Nutzung von Sonnenener-

aber einig, dass die Windkraft die
Energie sei, mit der „in unserer Regi-
on der größte Nutzen erzielt werden
kann“. Aufgrund der Flächengröße
und der topografischen Vorausset-
zungen sollte es möglich sein, in der
Gemeinde geeignete Flächen aus-
weisen zu können. In Abstimmung
mit den Genehmigungsbehörden
und der Metropolregion Rhein-Ne-
ckar soll nun ein geeignetes Gebiet

gie durch Solarthermie oder Photo-
voltaik eignen und ob die Installie-
rung entsprechender Anlagen ange-
sichts der aktuell geltenden Einspei-
severgütungen wirtschaftlich ver-
tretbar ist.
K Biogas: Aufgrund der mangelnden
Wirtschaftlichkeit sind bislang Be-
mühungen, mit Unterstützung der
landwirtschaftlichen Beratungsstel-
le Fulda Partner aus der Landwirt-
schaft für die Einrichtung einer Bio-
gasanlage zu finden, gescheitert.
Die Fraktionen sehen aber neue An-
satzpunkte beispielsweise durch
eine mögliche Abwärmenutzung
des Nahwärmenetzes oder durch
neue technische Entwicklungen.
Hier könne die Gemeinde auf eine
Potenzialanalyse, die von der Me-
tropolregion Rhein-Neckar inzwi-
schen veranlasst worden sei, als
Grundlage für weitere Verhandlun-
gen zurückgreifen. Der Gemeinde-
vorstand soll nun die Möglichkeiten
zur Errichtung einer Biogasanlage
prüfen und gegebenenfalls Ver-
handlungen mit interessierten Part-
nern führen.
K Windkraft: Im Rahmen der Auf-
stellung des Regionalplans Südhes-
sen wurde für Wald-Michelbach
eine Vorrangfläche für Windkraftan-
lagen von über 260 Hektar ausge-
wiesen. Schon 2009 habe die Ge-
meinde deutlich gemacht, dass die
hier vorgesehene Anzahl von Wind-
kraftanlagen „völlig inakzeptabel“
sei. Auch die Forstverwaltung habe
damals erhebliche Bedenken ange-
meldet. Da nach wie vor große
Rechtsunsicherheit hinsichtlich der
weiteren Umsetzung bestehe, wur-
de das Thema Windkraft aus dem
Entwurf zunächst ausgeklammert.
Die beteiligten Fraktionen sind sich

für den Betrieb einer begrenzten
Zahl von Windkraftanlagen einge-
plant werden, wobei auch berück-
sichtigt werden soll, dass es sich
hierbei um eine gemeindeübergrei-
fende Angelegenheit handelt. Schon
in der Planungsphase sollen der ge-
meindliche Fachausschuss und die
Bürger einbezogen werden.
K Wasserkraft: Für die Nutzung der
Wasserkraft zur Stromerzeugung –

das haben bislang allerdings auch
nur einige Private entlang des Ul-
fenbachs in Anspruch genommen –
sehen die beteiligten Fraktionen nur
sehr geringe Möglichkeiten. Den-
noch soll die Gemeindevorstand
noch einmal ausloten, ob es weitere
Nutzungschancen gibt, die auch
wirtschaftlich sinnvoll sind.

E Weitere Berichte

„Auch die Kommunen müssen ihren Beitrag leisten“, sagt Arthur Knapp von der Wald-Michelbacher CDU zu dem von der Bundesregierung be-

schlossenen Atomausstieg und dem Wechsel zu erneuerbaren Energien. So werden in der Gemeinde wie beispielsweise auf dem Dach des

Rathauses schon einige Photovoltaikanlagen betrieben. BILDER: ARCHIV

„Hätte man uns gefragt,
hätten wir uns gewiss daran

beteiligt.“

STEFAN WERNER ZUM GEMEINSCHAFTSANTRAG
IN SACHEN ERNEUERBARE ENERGIEN

Windkraftanlagen sind im Odenwald nicht unumstritten. Im Regionalplan Südhessen sollen

jetzt Vorrangflächen für entsprechende Anlagen eingeplant werden – auch für die Gemeinde

Wald-Michelbach.

Bürger für Wald-Michelbach: Gemeindevertreter Stefan Werner spricht sich dafür aus, dass sich die Gemeinde energieautark macht

Einsparungen Energiequelle der Zukunft
WALD-MICHELBACH. Die Gemeinde
und die Region auf der Grundlage
heimischer Energiequellen energie-
autark zu machen, das ist die Inten-
tion für die Anträge, die Stefan Wer-
ner von den Bürgern für Wald-Mi-
chelbach zum Thema Erneuerbare
Energien in der Gemeindevertre-
tung gestellt hat. Als tragende Säu-
len sieht er hierbei die Windkraft so-
wie die Biomasse und die Nutzung
von Sonnenenergie. Weitere Ener-
giequellen wie Wasserkraft oder
Geothermie sollten geprüft werden.
Im Vordergrund sollte anstatt kurz-
fristiger ökonomischer Gesichts-
punkte der Nutzen für nachfolgen-
de Generationen stehen.

Aus diesem Ansatz heraus soll die
Gemeinde ein Energiekonzept ent-
wickeln, wobei eine Zusammenar-
beit aller Überwaldgemeinden an-
gestrebt werden sollte. Durch deren
Einbeziehung könnten Synergien
genutzt und die regionale Wert-
schöpfung gesteigert werden.

Ergänzung zum Nahwärmenetz
Auf Grundlage einer mittlerweile
bekannt gewordenen positiven Po-
tenzialanalyse zur Erzeugung von
Strom und Wärme überwiegend aus
Gülle, ist die Einbindung einer Bio-
gasanlage in das Nahwärmenetz der
IGENA. „Biogas stellt somit eine
Möglichkeit dar, mehrere Probleme
gleichzeitig zu lösen und zugleich
Nutzen zu erzeugen. So ließe sich
künftig die geruchsintensive Ver-
bringung von Gülle auf den hiesigen
Wiesen vermeiden, was auch ein
Gewinn für den Tourismus darstel-
len würde“, erklärt Werner. Er sieht
darin eine hervorragende Ergän-
zung für das Nahwärmenetz, so-
wohl im Sommer zur Bereitstellung
von Warmwasser für Privathaushal-
te als auch im Winter für die Ge-
währleistung einer gewissen Grund-
last-Abdeckung.

Außerdem spricht er sich für die
Erstellung eines Solarkatasters aus.
Es diene dazu, den Bürgern das Po-
tenzial ihrer Dächer zu veranschau-

lichen und zu erkennen, welche öf-
fentlichen Dächer sich für eine Ver-
pachtung an Investoren eignen.
„Eine Energiegenossenschaft von
Überwälder Bürgern könnte dann
neben der solaren Nutzung der Dä-
cher auch den Bau und Betrieb von
Windenergieanlagen angehen, so
würden die Erträge den Menschen
vor Ort direkt zugute kommen und
somit eine er-
hebliche regio-
nale Wert-
schöpfung dar-
stellen“, so
Werner.

Ein weiterer
Antrag hat die
Bildung eines
Netzwerks als Institution aller Über-
waldgemeinden durch die Zu-
kunftsoffensive (ZKÜ) zum Ziel, das
entsprechende Projekte betreuen
könne. Um die Versorgung der Regi-
on durch regenerative Energien
meistern zu können, sei die Bünde-
lung der Kräfte in Form eines Mitei-
nanders erforderlich. So könne bei-
spielsweise gewährleistet werden,

dass die Versorgung einer Biogasan-
lage nicht an einer unzureichenden
Belieferung mit Biomasse scheitere.
Um möglichst alle Energiesparpo-
tenziale zu nutzen, sollte in der ZKÜ
eine Stelle zur Erarbeitung der erfor-
derlichen Maßnahmen zur Steige-
rung der Energieeffizienz in der Ge-
meinde geschaffen werden, denn
Einsparungen seien die größte

Energiequelle
der Zukunft.
Deshalb be-
dürfe es hier ei-
ner professio-
nellen und
durchgehen-
den Betreuung,
die sich auch

um Fördermaßnahmen kümmere –
für die Kommune, für Gewerbe und
für Private.

Schließlich solle in Wald-Michel-
bach schnellstmöglich auf energie-
sparende LED-Technik bei der Stra-
ßenbeleuchtung und bei öffentli-
chen Gebäuden umgestiegen wer-
den: „Die Gemeinde sollte mit gu-
tem Beispiel vorangehen.“,

Unabhängig von diesen Vor-
schlägen findet er den Antrag von
CDU, SPD, AKB, FW und FDP
„grundsätzlich als zustimmungsfä-
hig“. Nach Ansicht der BfW wären
hier vor allem noch kleinere Ände-
rungen in Bezug auf die Einbindung
der Bürger nötig. Auch möchte er
die „angebliche Einladung zum ge-
meinschaftlichen Antrag an die
nicht beteiligten Fraktionen“ nicht
unkommentiert lassen: „Aus den
Antworten auf meine Frage, warum
die BfW und die Grünen nicht schon
im Vorfeld zur Mitwirkung gefragt
wurden, konnte man erkennen,
dass es schlicht nicht gewollt war.
Hätte man uns gefragt, hätten wir
uns gewiss daran beteiligt.“

Nicht ordnungsgemäß
Zumindest über die in der jüngsten
Gemeindevertretersitzung vorge-
brachten Änderungsanträge sei es
nicht mehr zur Abstimmung ge-
kommen. „Weil diese aber die wei-
tergehenden Anträge waren, über
die zuerst hätte entschieden werden
müssen, ist die Abstimmung über
den gemeinschaftlichen Antrag
nicht ordnungsgemäß erfolgt“, er-
klärt der BfW-Vertreter.

In der Sitzung des Haupt- und Fi-
nanzausschusses am 26. Mai hätten
sich entgegen der Darstellung in der
OZ nicht alle Fraktionen für die Aus-
weisung von Vorrangflächen für
Windkraftanlagen ausgesprochen.
Vorsitzender Nothung Köhler habe
nur ein Stimmungsbild einholen
wollen, zudem hätten sich die Ver-
treter der CDU der Stimme enthal-
ten.

In Anbetracht der Aussagen zur
Windenergie im erwähnten gemein-
schaftlichen Antrag sei die damalige
Reaktion der beteiligten Parteien für
die BFW unverständlich. Auf den
Vorschlag des Fraktionsvorsitzen-
den der BFW Jörg Maletz eine Emp-
fehlung für die Windkraft an die Ge-
meindevertretung zu geben, sei die-
ser vor allem von Udo Klos (SPD)
„heftigst angegangen worden“. jün

Grüne: „Wald-Michelbach hat Nachholbedarf“, sagt Engesser

Kritik an der „Koalition“
WALD-MICHELBACH. In Sachen rege-
nerative Energien sehen die Grünen
enormen Nachholbedarf in Wald-
Michelbach. „Möglichkeiten wur-
den in der Vergangenheit nicht ge-
nutzt, Beschlüsse auf die lange Bank
geschoben. Bei dem gemeinsamen
Antrag der Fraktionen CDU, SPD,
AKB, FW und FDP hätte man nach
Fukushima wenigstens erwarten
können, dass dieser Antrag konkrete
Schritte für eine Energiewende ent-
hält. Doch weit gefehlt,“ sagt Her-
mann Engesser.

Der Antrag bringe weder Verbes-
serungen bei Bürgerbeteiligung
noch konkrete Termine für die Um-
setzung neuer Energiekonzepte.
Dabei habe Engesser selbst bereits
in der Sitzung darauf verwiesen,
dass Wald-Michelbach bei der
Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien unter dem Kreisdurch-
schnitt liegt. Er sieht darin dringen-
den Handlungsbedarf.

Bereits Anfang Mai hatten die
Grünen einen Antrag zu Machbar-
keit und zu Erfolgspotenzialen der
Windenergienutzung in Wald-Mi-
chelbach eingebracht, der aus Zeit-
gründen nicht beraten wurde. Bei
den Anträgen der Grünen gehe es
um „echte Bürgerbeteiligung“ an
Energieprojekten (Bürgergenossen-
schaft), die den Wohlstand in Wald-
Michelbach wesentlich verbessern
würden, weil die Gemeinde Gewer-
besteuern erhalte und Bürger von
den hohen Einspeisevergütungen
profitieren könnten.

Energiemix – plus Erdwärme
Deshalb hatten die Grünen bean-
tragt, dass Bürger vor Entscheidun-
gen informiert werden, damit sie
mitgestalten können, und die Gre-
mien sich an Terminpläne halten.
Insbesondere bei der Windenergie,
die in Wald-Michelbach in Zukunft
den Löwenanteil ausmachen wird,
möchten die Grünen eine große
Bürgerbeteiligung in Kooperation
mit der Gemeinde erreichen.

Außerdem setzt sich die Fraktion
für einen Energiemix ein, in dem

auch die Erdwärme berücksichtigt
wird – wegen des hohen Wärme-
speichervermögens der regionalen
Gesteine Granit und Buntsandstein
gehen die Grünen davon aus, dass
geothermische Anlagen eine günsti-
ge Alternative zu herkömmlichen
Heizungssystemen darstellen.

„Der Änderungsantrag der Grü-
nen war von der Mehrheit in der Ge-
meindevertretung von vorneherein
nicht gewollt. Deshalb wurde er ab-
gelehnt. Dies ist ein deutliches Zei-
chen dafür, dass es der ‚Koalition‘
aus CDU, SPD, AKB, FW und FDP
nicht um eine Energiewende geht,
sondern darum, diejenigen, die eine
Energiewende zum größtmöglichen
Nutzen der Wald-Michelbacher
Bürger wollen, zu behindern.“

Dazu passe auch, dass man die
Bürger nicht zur Beteiligung an So-
larenergieprojekten auf öffentlichen
Dächern einlade, sondern der Ge-
meindevorstand das Bauhofdach an
eines seiner Mitglieder gegeben hat,
ohne die Entscheidung bei der Ge-
meindevertretung dafür einzuho-
len. Der Grünen-Antrag für mehr
Transparenz sei abgelehnt worden.


